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75. Deutscher Juristentag: Arbeitsrechtler votieren für Reform der 

Mitbestimmung bei technischer Überwachung – Kurzfassung der 

Ergebnisse der arbeitsrechtlichen Abteilung 
 

Erfurt, 18.09.2026 – Insgesamt empfiehlt die Abteilung nach 

kontroversen Diskussionen eine maßvolle Weiterentwicklung des 

Betriebsverfassungsrechts. Die Abteilung bekannte sich zunächst mit 

sehr großer Mehrheit zur betrieblichen Mitbestimmung in 

vertrauensvoller Zusammenarbeit. Außerdem sprach sie sich mit 

überwältigender Mehrheit dafür aus, die Gestaltungsmöglichkeiten der 

Tarifvertragsparteien und Betriebspartner zu erweitern und die 

gerichtliche Kontrolle zu reduzieren.  

Am kontroversesten diskutiert wurde die Vorschrift des § 87 Abs. 1 

Nr. 6 BetrVG zur technischen Überwachung. Die Abteilung folgte mit 

deutlicher Mehrheit der von der Gutachterin, Professorin Claudia 

Schubert (Universität Hamburg), vorgeschlagenen Neukonzeption der 

Vorschrift. Nach dieser soll der Betriebsrat mitbestimmen können bei 

der Einführung und Änderung von erheblichen Kontrollmaßnahmen in 

Bezug auf die Leistung und das Verhalten des Arbeitnehmers, die 

Einführung und Änderung von Beobachtungs- und 

Entscheidungssystemen im Sinne der EU-Plattformarbeitsrichtlinie 

und die Einführung und Änderung von Personalinformationssystemen, 

die über die gesetzlich vorgegebenen Aufzeichnungspflichten des 

Arbeitgebers hinausgehen.  

Darüber hinaus stimmte die Abteilung für mehr Rechtssicherheit für 

die Arbeit der Betriebspartner. Mit weniger starker Mehrheit hat die 

Abteilung beschlossen, Interessenausgleichs- und Sozialplanverfahren 

zu befristen. Der zunehmenden Internationalisierung der 
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Arbeitsbeziehungen soll dadurch Rechnung getragen werden, dass bei 

Unternehmen und Konzernen mit Sitz im Ausland ein Vertreter für 

inländische Betriebe benannt werden muss.  

 

 
 


